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1. Vertragsschluss / Lieferbeginn 
1.1 Das Angebot der SWLi in Prospekten, Anzeigen, Formula-
ren etc. ist freibleibend. Maßgeblich sind die bei Vertrags-
schluss geltenden Preise. 
1.2 Der Vertrag kommt durch Bestätigung der SWLi in Text-
form unter Angabe des voraussichtlichen Lieferbeginns zu-
stande. Der tatsächliche Lieferbeginn hängt davon ab, dass 
alle für die Belieferung notwendigen Maßnahmen (Kündi-
gung des bisherigen Liefervertrags, Einbau eines intelligenten 
Messystems etc.) erfolgt sind. Ist der Kunde Verbraucher i. S. 
v. § 13 BGB, erfolgt eine Belieferung nicht vor Ablauf der Wi-
derrufsfrist des Kunden gemäß §§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 
2 BGB, es sei denn, der Kunde fordert die SWLi hierzu aus-
drücklich auf.  
1.3 Informationen über aktuelle Produkte und Tarife erhält 
der Kunde unter Telefonnummer +49 (0) 8382.704.704 oder 
im Internet unter www.sw-lindau.de 
2. Umfang und Durchführung der Lieferung / Leistungsum-
fang / Weiterleitungsverbot / Befreiung der Leistungs-
pflicht 
2.1 Die SWLi liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an 
Energie an seine vertraglich benannte Entnahmestelle. Ent-
nahmestelle ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses, 
über den der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-
Identifikationsnummer energiewirtschaftlich identifiziert 
wird. Von der Gesamtabnahmeverpflichtung nach Satz 1 aus-
genommen ist die in Eigenerzeugungsanlagen produzierte 
elektrische Energie, die ausschließlich vom Kunden selbst 
verbraucht wird (Eigenversorgung). Entsprechendes gilt für 
Mengen, die im Rahmen der gemeinschaftlichen Gebäude-
versorgung nach § 42b EnWG bezogen werden. Eine Auf-
nahme, Erweiterung oder Einschränkung der Eigenversor-
gung ist der SWLi zwei Monate vorab anzuzeigen. 
2.2 Auf Verlangen des Kunden können unter den Vorausset-
zungen des § 10c EEG die Strombezüge aus dem Netz, die in 
einer Solaranlage oder in deren Neben- und Hilfsanlagen zur 
Erzeugung von Strom verbraucht werden, der Entnahme-
stelle des Auftragsformulars zugeordnet werden. Damit die 
SWLi die Zuordnung der Entnahmestelle veranlassen kann, 
muss der Kunde der SWLi mit dem Verlangen die hierfür er-
forderlichen Angaben, insbesondere die Marktlokations-
Identifikationsnummer der weiteren Entnahmestelle, die der 
Entnahmestelle des Auftragsformulars zugeordnet werden 
soll, mitteilen. 
2.3 Erfolgt die Belieferung mit Einbeziehung der Netznut-
zung und des Messstellenbetriebs (vgl. Ziffer 10 des Auf-
tragsblatts), wird der Messstellenbetrieb durch den Mess-
stellenbetreiber erbracht und ist gemäß § 9 Abs. 2 MsbG Be-
standteil dieses Vertrags, soweit der Kunde keinen Vertrag 
mit einem wettbewerblichen Messstellenbetreiber schließt. 
Die SWLi stellt dem Kunden das Entgelt für den Messstellen-
betrieb und Messung unter den Voraussetzungen von Ziffer  
7.3.2 in Rechnung. 
2.4 Der Kunde wird die Energie lediglich zur eigenen Versor-
gung nutzen. Eine Weiterleitung an Dritte ist unzulässig. 
2.5 Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten 
in der Energieversorgung ist die SWLi, soweit es sich um Fol-
gen einer Störung des Netzbetriebs einschließlich des Netz-
anschlusses handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu 
den möglichen Ansprüchen des Kunden gegen den Netzbe-
treiber wird auf Ziffer 11 verwiesen.  
2.6 Wird den Parteien die Erfüllung der Leistungspflichten 
durch unvorhersehbare Umstände, auf die sie keinen Ein-
fluss haben und deren Abwendung mit einem angemesse-
nen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht er-
reicht werden kann (insbesondere höhere Gewalt wie z. B. 
Naturkatastrophen, Krieg, Pandemien, Arbeitskampfmaß-
nahmen, hoheitliche Anordnungen) unmöglich gemacht, so 
sind die Parteien von ihren vertraglichen Leistungspflichten 
befreit, solange diese Umstände noch andauern.  
2.7 Die SWLi ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, 
soweit und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss 
und/oder die Anschlussnutzung bzw. der Messstellenbetrei-
ber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbro-
chen hat. Schadensersatzansprüche des Kunden gegen die 
SWLi bleiben für den Fall unberührt, dass die SWLi an der 
Unterbrechung ein Verschulden trifft. 
3. Messung / Ablesung durch Kunden /Nachprüfung der 
Messeinrichtung 
3.1 Die Menge der gelieferten Energie wird durch ein intelli-
gentes Messsystem i. S. d. MsbG (oder rechtmäßige Ersatz-
wertbildung) ermittelt. Ein intelligentes Messsystem besteht 
nach § 2 Nr. 7 MsbG aus einer modernen Messeinrichtung, 

die über ein Smart-Meter-Gateway in ein Kommunikations-
netz eingebunden ist. Die Ablesung der Messwerte erfolgt 
durch den Messstellenbetreiber oder durch die SWLi. In be-
gründeten Einzelfällen, z. B. für die Dauer eines technisch be-
dingten Ausfalls der Fernkommunikation, wird die Ablesung 
der Messeinrichtung auf Verlangen der SWLi kostenlos vom 
Kunden selbst durchgeführt, sofern dies für die Abrechnung 
nach diesem Vertrag erforderlich ist. Die SWLi wird den Kun-
den rechtzeitig zu einer Selbstablesung auffordern. Der 
Kunde kann einer Selbstablesung widersprechen, wenn ihm 
diese nicht zumutbar ist.  
3.2 Soweit der Kunde für einen bestimmten Abrechnungs-
zeitraum trotz entsprechender Verpflichtung keine Ableseda-
ten übermittelt hat oder die SWLi aus anderen Gründen, die 
er nicht zu vertreten hat, den tatsächlichen Verbrauch nicht 
ermitteln kann (etwa, weil keine Messwerte bzw. rechtmäßig 
ermittelten Ersatzwerte verfügbar sind), kann die SWLi den 
Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung oder bei 
einem Neukunden nach dem Verbrauch vergleichbarer Kun-
den jeweils unter angemessener Berücksichtigung der tat-
sächlichen Verhältnisse schätzen. 
3.3 Erfolgt die Belieferung mit Einbeziehung der Netznutzung 
und des Messstellenbetriebs (vgl. Ziffer 10 des Auftrags-
blatts), hat der Kunde nach vorheriger Benachrichtigung dem 
mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der SWLi oder 
des Messstellenbetreibers den Zutritt zu seinem Grundstück 
und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies im Rahmen 
des Betriebs, zur Wartung des intelligenten Messsystems 
oder zur Ablesung der Messeinrichtung erforderlich ist. Die 
Benachrichtigung kann durch Mitteilung an den Kunden oder 
durch Aushang am oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie 
muss mindestens zwei Wochen vor dem Betretungstermin 
erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten. Der 
Kunde hat dafür Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtung 
bzw. das intelligente Messsystem zugänglich ist. Wenn der 
Kunde den Zutritt unberechtigt verweigert oder behindert, 
stellt die SWLi dem Kunden die dadurch entstandenen Kos-
ten pauschal gemäß Ziffer 18 in Rechnung. Die pauschale Be-
rechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf die 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kos-
ten nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis 
gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesent-
lich geringer als die Höhe der Pauschale. 
3.4 Der Kunde kann jederzeit von der SWLi verlangen, eine 
Nachprüfung der Messeinrichtung bzw. des intelligenten 
Messsystems an seiner Entnahmestelle durch eine Eichbe-
hörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle i. S. v. § 40 
Abs. 3 MessEG zu veranlassen. Die Kosten der Nachprüfung 
fallen dem Kunden nur dann zur Last, sofern die eichrechtli-
chen Verkehrsfehlergrenzen nicht überschritten werden.  
3.5 Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtung bzw. des 
intelligenten Messsystems eine Überschreitung der eich-
rechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der 
Ermittlung des Rechnungsbetrags festgestellt (wie z. B. auch 
bei einer Rechnung auf der Grundlage falscher Messwerte), 
so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unver-
züglich erstattet bzw. nachentrichtet. Ist das Ausmaß des 
Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Mess-
einrichtung nicht an (und liegen auch keine rechtmäßig er-
mittelten Ersatzwerte vor), so ermittelt die SWLi den Ver-
brauch für die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung 
durch Schätzung entsprechend Ziffer 3.2. Ansprüche nach 
dieser Ziffer sind auf den der Feststellung des Fehlers vorher-
gehenden Ablesezeitraum beschränkt, es sei denn, die Aus-
wirkung des Fehlers kann über einen größeren Zeitraum fest-
gestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf längstens 
drei Jahre beschränkt. 
4. Abrechnung / Verbrauchshistorie / Anteilige Preisbe-
rechnung / Abrechnungsinformationen 
4.1. Die SWLi rechnet monatlich bis zum 15. des auf einen 
Liefermonat folgenden Kalendermonats die Entgelte nach 
diesem Vertrag für die im Liefermonat gelieferte Energie ab. 
Die Abrechnung wird nach ihrer Wahl in elektronischer oder 
in Papierform erstellt. 
4.2. Auf Wunsch des Kunden stellt die SWLi dem Kunden 
und/oder einem von diesem benannten Dritten, soweit ver-
fügbar, ergänzende Informationen zu dessen Verbrauchshis-
torie gegen Entgelt zur Verfügung (vgl. Ziffer 18).  
5. Zahlungsbestimmungen / Verzug / Zahlungsverweige-
rung / Aufrechnung 
5.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zu-
gang der Rechnung, Vorauszahlungen zu dem von der SWLi 
nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) mit Verlangen der Vo-
rauszahlung festgelegten Zeitpunkt fällig und im Wege des 

Lastschriftverfahrens, mittels Dauerauftrags oder Überwei-
sung (auch durch Barüberweisung) zu zahlen. Gilt nicht für 
Verbraucher i. S. v. § 13 BGB: Der Kunde informiert die SWLi 
vorab in Textform, sofern Dritte für ihn leisten. Die SWLi ist 
berechtigt, Zahlungen Dritter abzulehnen.  
5.2. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann die 
SWLi angemessene Maßnahmen zur Durchsetzung ihrer For-
derung ergreifen. Fordert die SWLi erneut zur Zahlung auf 
oder lässt die SWLi den Betrag durch Beauftragung eines In-
kassodienstleisters (auch des Netzbetreibers) einziehen, 
stellt sie dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pau-
schal gemäß Ziffer 18 in Rechnung. Auf Verlangen des Kun-
den ist die Berechnungsgrundlage der Pauschale nachzuwei-
sen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar 
sein und darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu 
erwartenden Kosten nicht übersteigen. Dem Kunden ist zu-
dem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht ent-
standen oder wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale. 
§ 288 Abs. 5 BGB bleibt unberührt. 
5.3. Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum Zah-
lungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur,  
5.3.1. sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch 
ohne ersichtlichen Grund mehr als doppelt so hoch wie der 
vergleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungszeit-
raum ist und der Kunde eine Nachprüfung der Messeinrich-
tung verlangt und solange durch die Nachprüfung nicht die 
ordnungsgemäße Funktion der Messeinrichtung festgestellt 
ist  
oder  
5.3.2. sofern aus Sicht eines verständigen Kunden die ernst-
hafte Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht, z. B. 
bei falschen Kundennamen, verwechselten Entnahmestellen, 
ohne Weiteres erkennbaren Rechenfehlern oder bei weit au-
ßerhalb der Plausibilität liegenden Verbrauchsmengen, auch 
wenn eine Nachprüfung der Messeinrichtung deren ord-
nungsgemäße Funktion bestätigt hat. 
Rechte des Kunden nach § 315 BGB bleiben von dieser Ziffer 
5.3 unberührt. 
5.4. Gegen Forderungen der SWLi kann nur mit unbestritte-
nen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen auf-
gerechnet werden. Dies gilt nicht für Ansprüche des Kunden 
aufgrund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung oder 
mangelhafter Erfüllung der Hauptleistungspflichten. Gilt nur 
für Verbraucher i. S. d. § 13 BGB: Weiterhin gilt dies nicht für 
Forderungen des Kunden, die im Rahmen des Rückabwick-
lungsverhältnisses nach Widerruf des Vertrags entstehen 
6. Vorauszahlung / Sicherheitsleistung 
6.1. Die SWLi kann vom Kunden eine monatliche Vorauszah-
lung in angemessener Höhe verlangen, wenn der Kunde mit 
einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe 
in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von 
zwölf Monaten wiederholt in Zahlungsverzug gerät oder in 
sonstigen begründeten Fällen.  
6.2. Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Be-
ginn, Höhe und die Gründe für die Vorauszahlung sowie die 
Voraussetzungen für ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeit-
punkte der Vorauszahlungen legt die SWLi nach billigem Er-
messen (§ 315 BGB) fest. Die Vorauszahlung ist frühestens 
zum Lieferbeginn fällig. Die Höhe der Vorauszahlung richtet 
sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungs-
zeitraums und dem Durchschnittspreis des Vormonats oder 
dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden 
und dem voraussichtlich zu zahlenden Entgelt. Macht der 
Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, 
ist dies angemessen zu berücksichtigen.  
6.3. Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nächsten vom 
Kunden nach dem Vertrag zu leistenden Zahlung verrechnet. 
Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der 
zu leistenden Zahlung, so wird der zu viel oder zu wenig be-
rechnete Betrag unverzüglich erstattet bzw. nachentrichtet.  
6.4. Erfolgt die Belieferung mit Einbeziehung der Netznut-
zung und des Messstellenbetriebs (vgl. Ziffer 10 des Auftrags-
blatts), kann die SWLi, statt eine Vorauszahlung zu verlangen, 
beim Kunden ein Vorauszahlungssystem (z. B. Bargeld- oder 
Chipkartenzähler) einrichten und betreiben bzw. den Mess-
stellenbetreiber damit beauftragen.  
6.5. Die folgenden Ziffern 6.1 bis 6.10 gelten nicht für Ver-
braucher i. S. v. § 13 BGB: 
6.6. Anstelle einer Vorauszahlung kann die SWLi eine Sicher-
heitsleistung in Höhe der für einen Zeitraum von zwei Liefer-
monaten voraussichtlich durchschnittlich zu leistenden Zah-
lungen verlangen. Sofern die Parteien nichts anderes verein-
baren, ist eine Sicherheitsleistung nur zulässig in Form einer 



ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN         
DER STADTWERKE LINDAU (B) GMBH & CO. KG (SWLi)  
für die Lieferung elektrischer Energie mit einem dynamischen Tarif 
 

Stadtwerke Lindau (B) GmbH & Co. KG – Auenstraße 12 – D-88131 Lindau (B) 
Telefon: +49 (0) 8382.704.704 – Fax: +49 (0) 8382.704.5263 – E-Mail: kundencenter@sw-lindau.de – www.sw-lindau.de   Stand: 18.02.20252 

unbedingten, unwiderruflichen, selbstschuldnerischen Bürg-
schaft einer europäischen Bank. Die sich verbürgende Bank 
muss ein Rating im „A“-Bereich von Standard & Poors oder 
ein gleichwertiges Rating einer anderen international aner-
kannten Rating-Agentur aufweisen.  
6.7. Die SWLi kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald 
der Kunde mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. 
Die SWLi wird die Sicherheit nur in dem Umfang verwerten, 
in dem dies zur Erfüllung der rückständigen Zahlungsver-
pflichtungen erforderlich ist. 
6.8. Die Verwertung der Sicherheit nach Ziffer 6.7 wird die 
SWLi dem Kunden unter Fristsetzung schriftlich androhen, es 
sei denn nach den Umständen des Einzelfalls besteht Grund 
zu der Annahme, dass eine Befriedigung aus der Sicherheit zu 
spät erfolgen würde. Ist der Abschluss des Vertrags für den 
Kunden ein Handelsgeschäft, beträgt die Frist wenigstens 
eine Woche. In allen übrigen Fällen beträgt sie einen Monat.  
6.9. Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, soweit 
ihre Voraussetzungen weggefallen sind. 
6.10. Die Regelungen zur Einstellung und Unterbrechung der 
Belieferung sowie zur Kündigung in Ziffer 10 bleiben unbe-
rührt.  
7. Entgelt / Zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige ho-
heitlich auferlegte Belastungen / Preisanpassung nach billi-
gem Ermessen 
7.1. Der Kunde zahlt für den tatsächlichen Lieferumfang den 
Arbeitspreis Energie. Der Arbeitspreis Energie bildet sich für 
jede Viertelstunde neu und ist der nachfolgend beschriebene 
Spotmarktpreis für Lieferungen in dieser Viertelstunde. Ist 
der maßgebende Spotmarktpreis für Stromlieferungen in der 
jeweiligen Stunde negativ, erhält der Kunde den negativen 
Spotmarktpreis vergütet. Der Spotmarktpreis ist der von der 
European Network of Transmission System Operators for 
Electricity (ENTSO-E) derzeit unter der Bezeichnung 
„https://newtransparency.entsoe.eu/ >Bidding Zone> 
BZN|AT>Market>Energy Prices>Sequence 2“ veröffentlichte 
aus den Preisen der Auktionen an der Strombörse EPEX SPOT 
SE am letzten Börsentag vor dem Tag der Lieferung ermittelte 
Tagesreferenzpreis für Stromlieferungen in der jeweiligen 
Viertelstunde, umgerechnet in ct/kWh. Dieser Tagesrefe-
renzpreis des jeweiligen Handelstages für Lieferungen in der 
jeweiligen Viertelstunde ist derzeit unter https://transpa-
rency.entsoe.eu einzusehen. Unter https://transpa-
rency.entsoe.eu werden die Spotmarktpreise in €/MWh ver-
öffentlicht. Zur Umrechnung in ct/kWh, ist der veröffent-
lichte Spotmarktpreis durch 1.000 zu teilen und mit 100 zu 
multiplizieren.  
7.2. Zusätzlich zahlt der Kunde einen vertrieblichen Grund-
preis sowie einen Vertriebskostenaufschlag Der Vertriebs-
kostenaufschlag wird bei einem negativen Arbeitspreis Ener-
gie nach Ziffer 7.1 mit der Vergütung für den Kunden verrech-
net. Hierin enthalten sind die Kosten für den Vertrieb, insbe-
sondere operative Vertriebskosten wie Personal- und Struk-
turierungskosten, Kosten für den Marktzugang, die Marge so-
wie ein Risikoaufschlag. 
7.3. Zusätzlich zahlt der Kunde für den tatsächlichen Liefer-
umfang folgende Preisbestandteile nach den Ziffern 7.3.1 bis 
Ziffer 7.4 in der jeweils geltenden Höhe. Die bei Vertrags-
schluss geltende Höhe ist im beigefügten Preisblatt angege-
ben. Die für das jeweils folgende Kalenderjahr geltende Höhe 
der Preisbestandteile nach den Ziffern 7.3.4 bis 7.3.7 werden 
bis zum 25.10. eines Kalenderjahres von den Übertragungs-
netzbetreibern im Internet veröffentlicht (derzeit: 
www.netztransparenz.de). Im Einzelnen: 
7.3.1. Die von der SWLi an den Netzbetreiber für die Netznut-
zung zur Belieferung des Kunden abzuführenden Netzent-
gelte. Der Netzbetreiber ermittelt die Netzentgelte zum 
01.01. eines Kalenderjahres auf Grundlage der von der zu-
ständigen Regulierungsbehörde nach Maßgabe des § 21a 
EnWG i. V. m. der ARegV, der StromNEV und sonstigen Best-
immungen des EnWG festgelegten und jeweils zum 01.01. ei-
nes Kalenderjahres gemäß § 4 ARegV angepassten Erlösober-
grenze. Der Netzbetreiber veröffentlicht die jeweils geltende 
Höhe der Netzentgelte auf seiner Internetseite  
7.3.1.1. Änderungen der Netzentgelte werden gegenüber 
dem Kunden mit dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie gegen-
über der SWLi wirksam werden.  
7.3.1.2. Für den Fall, dass gegen die für die Entgelte maßgeb-
liche, von der Regulierungsbehörde festgesetzte Erlösober-
grenze Rechtsmittel eingelegt werden oder anhängig sind (z. 
B. durch den Netzbetreiber oder Dritte), ist zwischen den Par-
teien dieses Vertrags das vom Netzbetreiber auf Grundlage 
der rechts- bzw. bestandskräftig festgesetzten Erlösober-
grenze gebildete und rückwirkend angewendete Netzentgelt 

ebenso rückwirkend maßgeblich. Dies kann dazu führen, dass 
Entgelte für vorangegangene Zeiträume – gegebenenfalls 
nach Beendigung des Vertrags oder der Belieferung der je-
weiligen Marktlokation durch die SWLi – nachgefordert oder 
zurückgezahlt werden müssen. 
7.3.1.3. Ziffer 7.3.1.27.3.1.2 gilt entsprechend bei Rechtsmit-
teln gegen die Festlegung der Erlösobergrenze des dem Netz 
des Netzbetreibers vorgelagerten Netzbetreibers, sofern 
jene eine rückwirkende Änderung der Entgelte des vorgela-
gerten Netzbetreibers zur Folge haben. 
7.3.1.4. Rück- oder Nachzahlungen nach den vorstehenden 
Ziffern 7.3.1.1 bis 7.3.1.3 werden jeweils mit dem für den je-
weiligen Zeitraum maßgeblichen Basiszinssatz gemäß § 247 
BGB verzinst; dies gilt nicht, wenn der Basiszinssatz negativ 
ist. 
7.3.2. Der Kunde schuldet dem Messstellenbetreiber nach 
den Vorgaben des MsbG grundsätzlich das Messstellenbe-
triebsentgelt, es sei denn, die SWLi ist aufgrund einer vertrag-
lichen, gesetzlichen oder regulierungsbehördlichen Regelung 
anstelle des Kunden verpflichtet, das Entgelt für den Mess-
stellenbetrieb mit intelligenten Messsystemen für belieferte 
Marktlokationen des Kunden an den grundzuständigen 
Messstellenbetreiber abzuführen. In diesem Fall zahlt der 
Kunde dieses Entgelt in der jeweils vom grundzuständigen 
Messstellenbetreiber auf seiner Internetseite veröffentlich-
ten Höhe. Die SWLi wird dem Kunden das zu zahlende Entgelt 
und den Umstand, dass dieses im Rahmen dieses Vertrags 
von der SWLi an den Kunden weiterberechnet wird, informa-
torisch mitteilen, soweit und sobald ihm diese Umstände be-
kannt sind. Die SWLi ist berechtigt, mit grundzuständigen 
Messstellenbetreibern Vereinbarungen zur Abrechnung der 
Entgelte für den Messstellenbetrieb mit intelligenten Mess-
systemen und modernen Messeinrichtungen zu treffen, wo-
nach der grundzuständige Messstellenbetreiber gegenüber 
der SWLi abrechnet, soweit die SWLi sicherstellt, dass eine 
zusätzliche Inanspruchnahme des Kunden für diese Entgelte 
durch den grundzuständigen Messstellenbetreiber ausge-
schlossen ist. Die SWLi berechnet das vom Kunden zu zah-
lende Entgelt im Rahmen von monatlichen Abschlägen bzw. 
tagesscharf. 
7.3.3. Die von der SWLi an den Netzbetreiber aufgrund ver-
traglicher Vereinbarung zu leistenden Zahlungen zum Aus-
gleich der vom Netzbetreiber abzuführenden Konzessionsab-
gabe. Die Konzessionsabgabe wird von der jeweiligen Ge-
meinde bzw. dem jeweiligen Landkreis gegenüber dem Netz-
betreiber für die Einräumung des Rechts zur Benutzung öf-
fentlicher Verkehrswege für die Verlegung und den Betrieb 
von Leitungen, die der unmittelbaren Versorgung von Letzt-
verbrauchern im Gemeindegebiet mit Energie dienen, erho-
ben. Die Höhe der Konzessionsabgabe richtet sich nach dem 
jeweils zwischen dem Netzbetreiber und der betreffenden 
Gemeinde bzw. dem betreffenden Landkreis nach Maßgabe 
von § 2 KAV vereinbarten Konzessionsabgabensatz. 
7.3.4. Die von der SWLi an den Netzbetreiber zu zahlende 
KWKG-Umlage nach § 12 EnFG. Mit der KWKG-Umlage wer-
den Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetrei-
bern durch die Abwicklung der gesetzlichen Vorgaben zur 
Förderung der Stromerzeugung aus hocheffizienten Kraft-
Wärme-Kopplungsanlagen sowie zur Förderung des Ausbaus 
von Wärme- und Kältenetzen entstehen.  
7.3.5. Den von der SWLi an den Netzbetreiber zu zahlenden 
Aufschlag für besondere Netznutzung nach der Festlegung 
der BNetzA (Az. BK8-24-001-A). Der Aufschlag für besondere 
Netznutzung enthält die Kosten, die mit der § 19-StromNEV-
Umlage ausgeglichen werden sollen, sowie den Aufschlag für 
besondere einspeiseseitige Netznutzung nach der Festlegung 
der BNetzA (Az. BK8-24-001-A).Mit der § 19-StromNEV-Um-
lage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetz-
betreibern aus der Verpflichtung entstehen, nachgelagerten 
Netzbetreibern Erlöse zu erstatten, die diesen entgehen, weil 
sie bestimmten Letztverbrauchern mit atypischem Ver-
brauchsverhalten oder besonders hohem Stromverbrauch 
nach § 19 Abs. 2 StromNEV reduzierte Netzentgelte anbieten 
müssen. In die § 19-StromNEV-Umlage werden derzeit die 
Kosten, die mit der Wasserstoffumlage nach § 118 Abs. 6 Satz 
9 bis 11 EnWG ausgeglichen werden sollen, eingerechnet. 
Mit der Wasserstoffumlage werden Kosten ausgeglichen, die 
den Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der 
gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der Wasserstofferzeu-
gung durch Wasserelektrolyse entstehen. Mit dem Aufschlag 
für besondere einspeiseseitige Netznutzung werden die Kos-
ten ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern aus 
der Wälzung EE-bedingter Mehrkosten durch nachgelagerte 
Netzbetreiber entstehen.  

7.3.6. Die von der SWLi an den Netzbetreiber zu zahlende 
Offshore-Netzumlage nach § 12 EnFG. Die Offshore-Netzum-
lage gleicht Teile der Kosten aus, die den Übertragungsnetz-
betreibern durch Entschädigungszahlungen nach Maßgabe 
von § 17e EnWG an Betreiber von betriebsbereiten Offshore-
Windenergieanlagen in Folge von Störungen oder Verzöge-
rungen der Netzanbindung dieser Anlagen entstehen sowie 
unter anderem auch Offshore-Anbindungskosten nach § 17d 
Abs. 1 EnWG, den §§ 17a und 17b EnWG sowie die Kosten 
nach § 12b Abs. 1 Satz 3 Nr. 7 EnWG und des Flächenentwick-
lungsplans nach § 5 des WindSeeG.  
7.3.7. Die von der SWLi an den Netzbetreiber zu zahlende 
Wasserstoffumlage nach § 118 Abs. 6 Satz 9 bis 11 EnWG. Mit 
der Wasserstoffumlage werden Kosten ausgeglichen, die den 
Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der ge-
setzlichen Vorgaben zur Förderung der Wasserstofferzeu-
gung durch Wasserelektrolyse entstehen. Die Kosten, die mit 
der Wasserstoffumlage ausgeglichen werden sollen, werden 
derzeit in die § 19 StromNEV-Umlage (Ziffer 7.3.5) eingerech-
net. 
7.3.8. Die Stromsteuer. Der Kunde versichert der SWLi, Letzt-
verbraucher i. S. d. StromStG zu sein. Er schuldet der SWLi 
dann grundsätzlich den vollen Steuersatz. Sofern der Kunde 
geltend macht, dass er zu einer stromsteuerbefreiten oder -
ermäßigten Stromentnahme berechtigt ist, wird er dies der 
SWLi spätestens drei Werktage vor Aufnahme der Beliefe-
rung bzw. – wenn die SWLi den Kunden bereits beliefert – vor 
Beginn der Befreiung oder Ermäßigung durch Vorlage einer 
Kopie des Erlaubnisscheins gemäß §§ 4 Abs. 1 bzw. 9 Abs. 4 
StromStG nachweisen. Der Kunde schuldet (bei Vorliegen der 
Voraussetzungen) ab Zugang des Nachweises bei der SWLi 
die Stromsteuer nicht mehr bzw. nur noch in der ermäßigten 
Höhe. Die SWLi ist nicht verpflichtet, die stromsteuerrechtli-
che Situation des Kunden zu prüfen oder in Erfahrung zu brin-
gen. Wird der Kunde Versorger i. S. d. StromStG, gelten die 
vorstehenden Sätze 4 bis 6 entsprechend. Einen späteren 
Wegfall der Befreiung, Begünstigung oder Versorgerstellung 
teilt der Kunde unverzüglich mit. Ab dem Zeitpunkt des Weg-
falls erhöht sich das vom Kunden zu zahlende Entgelt um die 
Stromsteuer in der bei Belieferung jeweils geltenden Höhe. 
7.3.9. Wird die Belieferung oder die Verteilung von Energie 
nach Vertragsschluss mit zusätzlichen, in Ziffern 7.3.3 bis 
7.3.8 nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt, erhöht 
sich das vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hieraus ent-
stehenden Mehrkosten in der jeweils geltenden Höhe. Satz 1 
gilt entsprechend, falls die Belieferung oder die Verteilung 
von Energie nach Vertragsschluss mit einer hoheitlich aufer-
legten, allgemein verbindlichen Belastung (d. h. keine Buß-
gelder oder Ähnliches) belegt wird, soweit dieser unmittel-
bare Einfluss auf die Kosten für die nach diesem Vertrag ge-
schuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der jeweils gel-
tenden Höhe nach Satz 1 und 2 führt bei Erstattungen (z. B. 
in Form negativer Umlagen) zu einer entsprechenden Entgel-
treduzierung. Eine Weiterberechnung erfolgt nicht, soweit 
die Mehrkosten nach Höhe und Zeitpunkt ihres Entstehens 
bereits bei Vertragsschluss konkret vorhersehbar waren oder 
die jeweilige gesetzliche Regelung der Weiterberechnung 
entgegensteht. Eine Weiterberechnung ist auf die Mehrkos-
ten beschränkt, die nach dem Sinn und Zweck der gesetzli-
chen Regelung dem einzelnen Vertragsverhältnis (z. B. nach 
Kopf oder nach Verbrauch) zugeordnet werden können. Eine 
Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt der Entstehung 
der Mehrkosten. Der Kunde wird über eine solche Weiterbe-
rechnung spätestens mit der Rechnungsstellung informiert. 
7.4. Ist eine nach diesem Vertrag vom Kunden zu tragende 
Steuer, Abgabe, Umlage oder sonstige hoheitlich auferlegte 
Belastung negativ, reduziert sich das für die gelieferte Ener-
gie zu zahlende Entgelt in entsprechender Höhe. 
7.5. Zusätzlich fällt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 7.1 
bis 7.3 die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe an. 
Die derzeitige Höhe der Umsatzsteuer beträgt 19%.  
7.6. Die SWLi teilt dem Kunden die jeweils geltende Höhe ei-
nes nach vorstehenden Ziffern zu zahlenden Preisbestand-
teils auf Anfrage mit. 
7.7. Die SWLi ist verpflichtet, den vertrieblichen Grundpreis 
sowie den Vertriebskostenaufschlag nach Ziffer 7.2– nicht 
hingegen die gesondert in der jeweils geltenden Höhe an 
den Kunden weitergegebenen Preisbestandteile nach den 
Ziffern 7.3.1 bis 7.3.8, etwaige zukünftige Steuern, Abgaben 
und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 
7.3.9 sowie die gesondert in der jeweils geltenden Höhe an 
den Kunden weitergegebene Umsatzsteuer nach Ziffer 7.5 
durch einseitige Leistungsbestimmung nach billigem Ermes-
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sen gemäß § 315 BGB anzupassen (Erhöhungen oder Sen-
kungen). Anlass für eine solche Anpassung ist ausschließlich 
eine Änderung der in Ziffer 7.2 genannten Kosten. Die SWLi 
überwacht fortlaufend die Entwicklung dieser Kosten. Der 
Umfang einer solchen Anpassung ist auf die Veränderung 
der Kosten nach Ziffer 7.2 seit der jeweils vorhergehenden 
Anpassung nach dieser Ziffer 7.7 bzw. – sofern noch keine 
Anpassung nach dieser Ziffer 7.7 erfolgt ist – seit der erst-
maligen Kalkulation des vertrieblichen Grundpreises, sowie 
des Vertriebskostenaufschlages nach Ziffer 7.2 bis zum Zeit-
punkt des geplanten Wirksamwerdens der aktuellen Anpas-
sung beschränkt. Kostensteigerungen und Kostensenkungen 
sind bei jeder Anpassung gegenläufig zu saldieren. Die ein-
seitige Leistungsbestimmung der SWLi nach billigem Ermes-
sen bezieht sich auch auf die jeweiligen Zeitpunkte einer An-
passung; diese sind so zu wählen, dass Kostensenkungen 
nicht nach für den Kunden ungünstigeren Maßstäben Rech-
nung getragen werden als Kostenerhöhungen, also Kosten-
senkungen mindestens in gleichem Umfang preiswirksam 
werden wie Kostenerhöhungen. Der Kunde hat gemäß § 315 
Abs. 3 BGB das Recht, die Ausübung des billigen Ermessens 
der SWLi gerichtlich überprüfen zu lassen. Änderungen des 
vertrieblichen Grundpreises und des Vertriebskostenauf-
schlags nach dieser Ziffer 7.7 sind nur zum Monatsersten 
möglich. Anpassungen werden nur wirksam, wenn die SWLi 
dem Kunden die Änderungen spätestens einen Monat vor 
dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In die-
sem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens der Anpassung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde 
von der SWLi in der Mitteilung gesondert hingewiesen. 
8. Erbringung von Dienstleistungen nach § 41d EnWG 
Der Kunde ist verpflichtet, der SWLi den Abschluss einer ver-
traglichen Vereinbarung mit einem Dritten über die Erbrin-
gung von Dienstleistungen hinsichtlich von Mehr- oder Min-
dererzeugung sowie von Mehr- oder Minderverbrauch 
elektrischer Arbeit und über einen anderen Bilanzkreis unver-
züglich mitzuteilen. Die SWLi wird die Erbringung der Dienst-
leistung auf Grundlage einer gesonderten Vereinbarung – so-
weit und solange diese nicht durch eine Festlegung der 
BNetzA entbehrlich wird – gegen angemessenes Entgelt er-
möglichen. Wird eine solche Dienstleistung erstmalig im Rah-
men dieses Lieferverhältnisses erbracht und handelt es sich 
bei dem Kunden nicht zugleich um einen Haushaltskunden 
nach § 3 Nr. 22 EnWG, steht der SWLi ein außerordentliches 
Kündigungsrecht dieses Lieferverhältnisses mit einer Frist 
von drei Kalendermonaten zum Monatsende zu. 
9. Änderungen des Vertrags  
Die Regelungen des Vertrags beruhen auf den gesetzlichen 
und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Ver-
trags-schlusses (z. B. EnWG, StromGVV, StromNZV, MsbG, 
MessEG und MessEV, höchstrichterliche Rechtsprechung, 
Festlegungen und Beschlüsse der BNetzA). Das vertragliche 
Äquivalenzverhältnis kann nach Vertragsschluss durch unvor-
hersehbare Änderungen der gesetzlichen oder sonstigen 
Rahmenbedingungen (z. B. durch Gesetzesänderungen, so-
fern deren konkreter Inhalt nicht bereits – etwa in der Phase 
zwischen dem Abschluss des förmlichen Gesetzgebungsver-
fahrens und dem Inkrafttreten – absehbar war), die die SWLi 
nicht veranlasst und auf die er auch keinen Einfluss hat, in 
nicht unbedeutendem Maße gestört werden. Ebenso kann 
nach Vertragsschluss eine im Vertrag entstandene Lücke 
nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchführung des 
Vertrags entstehen lassen (etwa, wenn die Rechtsprechung 
eine Klausel für unwirksam erklärt), die nur durch eine An-
passung oder Ergänzung zu beseitigen sind. In solchen Fällen 
ist die SWLi verpflichtet, den Vertrag – mit Ausnahme des 
Entgelts – unverzüglich insoweit anzupassen und/oder zu er-
gänzen, als es die Wiederherstellung des Äquivalenzverhält-
nisses von Leistung und Gegenleistung und/oder der Aus-
gleich entstandener Vertragslücken zur zumutbaren Fort- 
und Durchführung des Vertragsverhältnisses erforderlich 
macht (z. B. mangels gesetzlicher Überleitungsbestimmun-
gen). Anpassungen des Vertrags nach dieser Ziffer sind nur 
zum Monatsersten möglich. Die Anpassung wird nur wirk-
sam, wenn die SWLi dem Kunden, der Verbraucher i. S. v. § 
13 BGB ist, die Anpassung spätestens einen Monat vor dem 
geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt und dem 
Kunden, der kein Verbraucher i. S. v. § 13 BGB ist, die Ände-
rungen spätestens zwei Wochen vor dem geplanten Wirk-
samwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde 
das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vertragsanpassung 

zu kündigen. Hierauf wird der Kunde von der SWLi in der Mit-
teilung gesondert hingewiesen. 
10. Einstellung der Lieferung / Fristlose Kündigung  
10.1. Erfolgt die Belieferung mit Einbeziehung der Netznut-
zung und des Messstellenbetriebs (vgl. Ziffer 10 des Auftrags-
blatts), gilt bei Zahlungsverzug des Kunden Folgendes: 
10.1.1. Die SWLi ist berechtigt, die Lieferung sofort einzustel-
len und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbe-
treiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht un-
erheblichem Maße schuldhaft Energie unter Umgehung, Be-
einflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen ver-
wendet („Energiediebstahl“) und die Unterbrechung zur Ver-
hinderung einer weiteren unberechtigten Energieentnahme 
erforderlich ist. 
10.1.2. Bei Zahlungsverzug des Kunden in Höhe des Doppel-
ten der rechnerisch auf den laufenden Kalendermonat ent-
fallenden Vorauszahlung, mindestens aber mit € 100,00 in-
klusive Mahn- und Inkassokosten, ist die SWLi ebenfalls be-
rechtigt, die Lieferung einzustellen und die Anschlussnutzung 
durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu las-
sen. Hat der Kunde eine Sicherheit geleistet, gilt dies nur, so-
fern der Kunde mit einem Betrag im Zahlungsverzug ist, der 
die Sicherheitsleistung um mind. € 100,00 übersteigt. Bei der 
Berechnung des Mindestbetrags bleiben nicht titulierte For-
derungen außer Betracht, die der Kunde schlüssig bean-
standet hat oder die wegen einer Vereinbarung zwischen 
SWLi und Kunden noch nicht fällig sind oder die aus einer 
streitigen und noch nicht rechtskräftig entschiedenen Preis-
erhöhung der SWLi resultieren. Die Unterbrechung unter-
bleibt, wenn die Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis 
zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde dar-
legt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Ver-
pflichtungen vollumfänglich nachkommt. Dem Kunden wird 
die Unterbrechung spätestens vier Wochen vorher ange-
droht und die Beauftragung des Netzbetreibers mit der Un-
terbrechung der Anschlussnutzung acht Werktage vorher 
durch briefliche Mitteilung, unter Angabe des Zeitpunkts der 
Auftragserteilung angekündigt. Die SWLi wird den Netzbe-
treiber zu dem in der Ankündigung genannten Zeitpunkt be-
auftragen, die Anschlussnutzung zu unterbrechen, wofür der 
Netzbetreiber nach den Vorgaben des einheitlichen Netznut-
zungsvertrags Strom sechs weitere Werktage Zeit hat. Der 
Kunde wird die SWLi auf etwaige Besonderheiten, die einer 
Unterbrechung zwingend entgegenstehen, unverzüglich hin-
weisen.  
10.1.3. Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederher-
stellung der Belieferung sind vom Kunden zu ersetzen. Die 
SWLi stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten 
pauschal gemäß Ziffer 18 in Rechnung. Dies gilt nicht für Au-
ßensperrungen, die Kosten einer solchen Sperrung werden 
nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung gestellt. Auf Ver-
langen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuwei-
sen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar 
sein und darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu 
erwartenden Kosten nicht übersteigen. Dem Kunden ist zu-
dem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht ent-
standen oder wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale. 
Die Belieferung wird unverzüglich wiederhergestellt, wenn 
die Gründe für die Unterbrechung entfallen und die Kosten 
der Unterbrechung und Wiederherstellung bezahlt sind; so-
fern keine Barzahlung erfolgt, bleibt es dem Kunden zur Ver-
kürzung der Unterbrechungszeit auch bei einer erteilten Ein-
zugsermächtigung unbenommen, die Kosten der Unterbre-
chung und Wiederherstellung unverzüglich mittels Überwei-
sung zu zahlen.  
10.2. Erfolgt die Belieferung ohne Einbeziehung der Netznut-
zung und des Messstellenbetriebs gilt bei Zahlungsverzug des 
Kunden Folgendes: 
10.2.1. Bei Zahlungsverzug des Kunden in Höhe des Doppel-
ten der rechnerisch auf den laufenden Kalendermonat ent-
fallenden Vorauszahlung, mindestens aber mit € 100,00 in-
klusive Mahn- und Inkassokosten, ist die SWLi ebenfalls be-
rechtigt, die Lieferung einzustellen. Hat der Kunde eine Si-
cherheit geleistet, gilt dies nur, sofern der Kunde mit einem 
Betrag im Zahlungsverzug ist, der die Sicherheitsleistung um 
mind. € 100,00 übersteigt. Bei der Berechnung des Mindest-
betrags bleiben nicht titulierte Forderungen außer Betracht, 
die der Kunde schlüssig beanstandet hat oder die wegen ei-
ner Vereinbarung zwischen SWLi und Kunden noch nicht fäl-
lig sind oder die aus einer streitigen und noch nicht rechts-
kräftig entschiedenen Preiserhöhung der SWLi resultieren. 
Die Einstellung der Belieferung unterbleibt, wenn die Folgen 
außer Verhältnis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen 
oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, 

dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nachkommt. 
Dem Kunden wird die Einstellung der Belieferung spätestens 
vier Wochen vorher angedroht. Der Kunde wird die SWLi auf 
etwaige Besonderheiten, die einer Einstellung der Beliefe-
rung zwingend entgegenstehen, unverzüglich hinweisen. 
10.2.2.  Kosten der Einstellung sowie der Wiederherstellung 
der Belieferung sind vom Kunden zu ersetzen. Die SWLi stellt 
dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal ge-
mäß Ziffer 18 in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die 
Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Berech-
nung muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach 
dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten 
nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis ge-
stattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich 
geringer als die Höhe der Pauschale. Die Belieferung wird un-
verzüglich wiederhergestellt, wenn die Gründe für die Ein-
stellung entfallen und die Kosten der Einstellung und Wieder-
herstellung bezahlt sind; sofern keine Barzahlung erfolgt, 
bleibt es dem Kunden zur Verkürzung der Unterbrechungs-
zeit auch bei einer erteilten Einzugsermächtigung unbenom-
men, die Kosten der Einstellung und Wiederherstellung un-
verzüglich mittels Überweisung zu zahlen.  
10.3. Der Gesetzgeber hat mit § 118b EnWG ein befristetes 
gesetzliches Recht zur Versorgungsunterbrechung gegen-
über Haushaltskunden nach § 3 Nr. 22 EnWG eingeführt, das 
zunächst bis zum 30.04.2024 galt. Der Gesetzgeber plant der-
zeit, ein gesetzliches Recht zur Versorgungsunterbrechung 
gegenüber Haushaltskunden nach § 3 Nr. 22 EnWG in einem 
neuen § 41f EnWG einzuführen. Nach dem Referentenent-
wurf sind die Regelungen in § 118b EnWG und dem geplan-
ten § 41f EnWG weitestgehend deckungsgleich. Nach § 118b 
EnWG in der jetzigen Fassung ist eine Versorgungsunterbre-
chung vier Wochen nach vorheriger Androhung möglich, 
wenn der Kunde seiner Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung 
nicht nachkommt. Dem Kunden ist vor der Versorgungsun-
terbrechung u. a. der Abschluss einer Abwendungsvereinba-
rung, zur Vermeidung der Versorgungsunterbrechung, anzu-
bieten. Die Regelungen zur Unterbrechung und zur Wieder-
herstellung der Anschlussnutzung bzw. Einstellung der Belie-
ferung aufgrund von Zahlungsverzug nach dieser AGB-Ziffer 
sind für die Dauer der Wirksamkeit einer vergleichbaren ge-
setzlichen Regelung gegenüber Haushaltskunden in dem Um-
fang ausgesetzt, in dem diese abweichende Regelungen trifft. 
Bei Verträgen ohne Netznutzung wird die Einstellung der Be-
lieferung der Versorgungsunterbrechung in § 118b EnWG 
gleichgestellt. 
10.4. Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung 
einer Frist gekündigt und die Lieferung eingestellt werden. 
Die SWLi muss den Kunden unverzüglich beim zuständigen 
Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des 
Kunden im Falle einer außerordentlichen Kündigung der SWLi 
trotz der Abmeldung (etwa wegen Bearbeitungsfristen des 
Netzbetreibers, Prozessfristen aus den Festlegungen der 
BNetzA zu Lieferantenwechselprozessen) über den Zeitpunkt 
der Vertragsbeendigung hinaus der SWLi bilanziell zugeord-
net werden, ohne dass die SWLi dafür einen Ausgleich erhält 
(z. B. im Rahmen der Mehr- oder Mindermengenabrechnung 
des Netzbetreibers), schuldet der Kunde für diese fortwäh-
rende Belieferung das Entgelt nach diesem Vertrag. Ein wich-
tiger Grund liegt insbesondere vor im Fall eines Energiedieb-
stahls nach Ziffer 10.1.1 oder im Fall eines Zahlungsverzugs 
unter den Voraussetzungen von Ziffer  10.1.2 Satz 1 und 2. 
bzw. Ziffer 10.2.1 Satz 1 und 2. Im letztgenannten Fall ist dem 
Kunden die Kündigung mindestens zwei Wochen vorher an-
zudrohen. Die Kündigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die 
Folgen der Kündigung außer Verhältnis zur Schwere des Zah-
lungsverzugs stehen oder der Kunde darlegt, dass hinrei-
chende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen voll-
umfänglich nachkommt. 
10.5. Die folgenden Ziffern 10.5.1 bis 10.5.3 gelten nicht für 
Verbraucher i. S. v. § 13 BGB. 
10.5.1. Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn ein Zwangs-
vollstreckungsverfahren gegen das gesamte Vermögen der 
anderen Partei oder eines wesentlichen Teils dieses Vermö-
gens eingeleitet wurde. 
10.5.2. Für die SWLi liegt ein wichtiger Grund weiterhin vor, 
wenn der Kunde, der kein Verbraucher i. S. v. § 13 BGB ist, 
ganz oder teilweise eine geschuldete Vorauszahlung 
und/oder vereinbarte Sicherheit nicht leistet und seiner 
Pflicht nicht innerhalb einer von der SWLi daraufhin gesetz-
ten Frist von zwei Wochen nachkommt. Die Fristsetzung er-
folgt in einer weiteren Zahlungsaufforderung der SWLi mit 
Kündigungsandrohung. 
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10.5.3. Ist der Kunde kein Verbraucher i. S. v. § 13 BGB, ist die 
SWLi darüber hinaus berechtigt, diesen Vertrag bei Vorliegen 
einer den Kunden betreffenden negativen Auskunft der Cre-
ditreform e. V. insbesondere zu folgenden Punkten außeror-
dentlich zu kündigen: erfolglose Zwangsvollstreckung, erfolg-
lose Pfändung, eidesstattliche Versicherung zum Vermögen, 
Restschuldbefreiung. 
11. Haftung 
11.1. Die SWLi haftet bei schuldhafter vertraglicher Pflicht-
verletzung (z. B. bei Nichterfüllung der Lieferpflicht oder un-
genauer oder verspäteter Abrechnung) für dadurch entstan-
dene Schäden nach Maßgabe von Ziffern 11.2 bis 11.6.  
11.2. Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder 
bei Unregelmäßigkeiten in der Energieversorgung sind, so-
weit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebs ein-
schließlich des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem 
Netzbetreiber geltend zu machen.  
11.3. Die SWLi wird auf Wunsch des Kunden unverzüglich 
über die mit der Schadensverursachung zusammenhängen-
den Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm bekannt sind 
oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden kön-
nen.  
11.4. In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Par-
teien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für 
schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der 
Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit her-
beigeführt wurde; dies gilt nicht bei Schäden aus der Verlet-
zung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder der 
schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d. h. 
solcher Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 
Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig ver-
trauen darf (sog. Kardinalpflichten). 
11.5. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflich-
ten, welche nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit be-
ruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die 
haftende Partei bei Abschluss des Vertrags als mögliche Folge 
der Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Be-
rücksichtigung der Umstände, die sie kannte oder kennen 
musste, hätte voraussehen müssen.  
11.6. Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes blei-
ben unberührt. 
12. Informationspflichten und Vertragsbeendigung bei Um-
zug 
12.1. Der Kunde ist verpflichtet, der SWLi jeden Umzug unver-
züglich vorab unter Angabe des Umzugsdatums und der neuen 
Anschrift in Textform mitzuteilen. Dabei sind bei einem Umzug 
im Gebiet des bisherigen Netzbetreibers neue Zählernummer 
oder Marktlokations-Identifikationsnummer anzugeben und 
die Information, ob an der zukünftigen Entnahmestelle ein in-
telligentes Messsystem vorhanden ist. Im Regelfall muss diese 
Mitteilung bis spätestens zehn Werktage vor dem Umzugsda-
tum erfolgen, um der SWLi eine rechtzeitige Ab- bzw. Ummel-
dung beim Netzbetreiber zu ermöglichen.  
12.2. Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 12.1 
aus Gründen, die dieser zu vertreten hat, und wird der SWLi die 
Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kunde 
verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnah-
mestelle, für die die SWLi gegenüber dem örtlichen Netzbetrei-
ber einstehen muss und für die er von keinem anderen Kunden 
eine Vergütung zu fordern berechtigt ist, nach den Preisen des 
Vertrags zu vergüten. Die Pflicht der SWLi zur unverzüglichen 
Abmeldung der bisherigen Entnahmestelle und Ansprüche der 
SWLi auf entgangenen Gewinn wegen einer nicht oder verspä-
tet erfolgten Belieferung an der neuen Entnahmestelle bleiben 
unberührt. 
12.3. Ein Umzug des Kunden beendet diesen Vertrag zum Zeit-
punkt des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der 
Kunde aus dem Gebiet des bisherigen Netzbetreibers in das 
Gebiet eines anderen Netzbetreibers zieht 
12.4. Bei Umzug innerhalb des Gebiets des bisherigen Netzbe-
treibers kann der Kunde den Vertrag mit einer Frist von sechs 
Wochen in Textform und unter Mitteilung seiner zukünftigen 
Anschrift oder der zur Bezeichnung seiner zukünftigen Entnah-
mestelle verwendeten Marktlokations-Identifikationsnummer 
kündigen. Die Kündigung kann mit Wirkung zum Zeitpunkt des 
Auszugs oder mit Wirkung zu einem späteren Zeitpunkt erklärt 
werden. Die Kündigung beendet diesen Vertrag nicht und die 
SWLi wird den Kunden zu den bisherigen Vertragsbedingungen 
an seinem neuen Wohnsitz weiterbeliefern, wenn die SWLi 
dem Kunden dies binnen zwei Wochen nach Erhalt der Kündi-
gung anbietet und die Belieferung an dessen neuem Wohnsitz 
möglich ist. Die Belieferung zum Zeitpunkt des Einzugs setzt vo-
raus, dass der Kunde der SWLi das Umzugsdatum rechtzeitig 

mitgeteilt hat und ein intelligentes Messsystem an der zukünf-
tigen Entnahmestelle installiert ist. 
13. Übertragung des Vertrags 
Die SWLi ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem 
Vertrag als Gesamtheit auf einen personell, technisch und 
wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten zu übertragen. Eine 
Übertragung nach Satz 1 ist dem Kunden spätestens sechs 
Wochen vor dem Zeitpunkt der Übertragung unter Angabe 
dieses Zeitpunkts mitzuteilen. Im Falle einer Übertragung 
hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Übertragung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde von der 
SWLi in der Mitteilung gesondert hingewiesen. Das Recht 
zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB sowie eine 
gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Übertragun-
gen i. S. d. Umwandlungsgesetzes, bleiben von dieser Ziffer 
unberührt. 
14. Datenschutz / Wechselseitige Übernahme von Informa-
tionspflichten gegenüber sonstigen betroffenen Personen 
14.1. Verantwortlicher im Sinne der gesetzlichen Bestimmun-
gen zum Datenschutz (z. B. DS-GVO) für die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten ist: Stadtwerke Lindau GmbH & Co. 
KG, Auenstraße 12, 88131 Lindau (B), Telefon +49 (0) 83 
82.704.704, E-Mail: kundencenter@sw-lindau.de, www.sw-
lindau.de. 
14.2. Der/Die Datenschutzbeauftragte der SWLi steht Ihnen 
für Fragen zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
unter: Datenschutzbeauftragter der Stadtwerke Lindau GmbH 
& Co. KG, Auenstraße 12, 88131 Lindau (B), Telefon +49 (0) 83 
82.704.0, E-Mail: datenschutz@sw-lindau.de, zur Verfügung. 
14.3. Die SWLi verarbeitet folgende Kategorien personenbezo-
gener Daten ihrer Kunden: Identifikations- und Kontaktdaten 
des Kunden (z. B. Familien- und Vorname, Adresse, E-Mail-Ad-
resse, Telefonnummer, Kundennummer, ggf. Firma, ggf. Regis-
tergericht- und -nummer, ggf. Vertragskontonummer), Daten 
zur Verbrauchsstelle (z. B. Zählernummer, Identifikationsnum-
mer der Marktlokation), Verbrauchsdaten, Angaben zum Belie-
ferungszeitraum (z. B. Datum des Lieferbeginns), Abrechnungs-
daten (z. B. Bankverbindungsdaten), Daten zum Zahlungsver-
halten sowie ggf. das Geburtsdatum sowie sonstige Daten, die 
der Kunde im Rahmen der Geschäftsbeziehung zur Verfügung 
gestellt hat, wie beispielsweise Anfragen zur Angebotserstel-
lung sowie Daten, die die SWLi aus anderen Quellen zulässiger-
weise erhalten hat, wie beispielsweise Daten von der Post oder 
Daten von Einwohnermeldeämtern zur Adressermittlung im 
Falle von Postrückläufern oder Umzügen. Die SWLi verarbeitet 
folgende Kategorien personenbezogener Daten von sonstigen 
Betroffenen (z.B. Mitarbeitern, Dienstleistern oder Erfüllungs-
gehilfen ihrer Kunden): Kontaktdaten (z. B. Familien- und Vor-
name, E-Mail-Adresse, Telefonnummer) und Berufs- oder 
Funktionsbezeichnungen (z. B. Dipl.-Ing., Leiter Vertrieb). 
14.4. Die SWLi verarbeitet die personenbezogenen Daten (un-
serer Kunden und sonstigen Betroffenen) zu den folgenden 
Zwecken und auf folgenden Rechtsgrundlagen: 
a) Erfüllung des Energielieferverhältnisses mit unserem Kun-
den und der diesbezüglichen Durchführung vorvertraglicher 
Maßnahmen auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO. 
b) Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen (z. B. aus dem Mess-
stellenbetriebsgesetz sowie wegen handels- oder steuerrecht-
licher Vorgaben) auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. c) DS-GVO 
c) Wahrnehmung von Aufgaben, die im öffentlichen Interesse 
liegen (z. B. aus dem MsbG) auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. 
e) DS-GVO. 
d) Erfüllung des Vertragsverhältnisses mit unserem Kunden 
und der diesbezüglichen Durchführung vorvertraglicher Maß-
nahmen auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO, da die 
Erfüllung des Vertragsverhältnisses mit unserem Kunden und 
die diesbezügliche Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen 
sowohl unser berechtigtes Interesse als auch das unseres Kun-
den darstellt. 
e) Direktwerbung betreffend unseren Kunden auf Grundlage 
von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO, da Direktwerbung unsere be-
rechtigten Interessen darstellen. 
f) Telefonwerbung und/oder zur E-Mail-Werbung betreffend 
unsere privaten Kunden (keine Gewerbetreibenden) auf 
Grundlage einer ausdrücklichen Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 
1 lit. a) DS-GVO. Eine Einwilligung zur Telefonwerbung 
und/oder zur E-Mail-Werbung können Sie jederzeit gegenüber 
der SWLi (Kontaktdaten unter 13.1. widerrufen. Der Widerruf 
der Einwilligung erfolgt für die Zukunft und berührt nicht die 
Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung. 
g) Bewertung der Kreditwürdigkeit unseres Kunden zur Mini-
mierung von Ausfallrisiken sowie Mitteilung von Anhaltspunk-
ten zur Ermittlung der Kreditwürdigkeit unseres Kunden durch 

die Auskunfteien [on-collect solutions AG, Karlstraße 3, 89073 
Ulm und/oder Verein Creditreform Kempten/Allgäu, Fürsten-
straße 1, 87439 Kempten/Allgäu] auf Grundlage von Art. 6 Abs. 
1 lit. b) DS-GVO als vorvertragliche Maßnahme und Art. 6 Abs. 
1 lit. f) DS-GVO, soweit dies zur Wahrung berechtigter Interes-
sen der SWLi oder Dritter erforderlich ist und nicht die Interes-
sen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen 
Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, 
überwiegen. In diesem Zusammenhang werden der Auskunftei 
zur Ermittlung der Kreditwürdigkeit personenbezogene Daten 
zur Identifikation unseres Kunden (Namen, Anschrift und ggf. 
Geburtsdatum) sowie Daten über nicht vertragsgemäßes oder 
betrügerisches Verhalten übermittelt. Der Datenaustausch mit 
der Auskunftei dient auch der Erfüllung gesetzlicher Pflichten 
zur Durchführung von Kreditwürdigkeitsprüfungen von Kun-
den (§§ 505a und 506 des Bürgerlichen Gesetzbuches). Die 
Auskunftei verarbeitet die erhaltenen Daten und verwendet 
sie auch zum Zwecke der Profilbildung (Scoring) um Dritten In-
formationen zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit unseres 
Kunden zu geben. In die Berechnung der Kreditwürdigkeit flie-
ßen unter anderem die Anschriftendaten unseres Kunden ein.  
14.5. Eine Offenlegung bzw. Übermittlung Ihrer personenbe-
zogenen Daten erfolgt – soweit im Rahmen der unter Ziffer 
14.4 genannten Zwecke jeweils erforderlich – ausschließlich 
gegenüber folgenden Empfängern bzw. Kategorien von Emp-
fängern: Messstellenbetreiber, Bilanzkreisverantwortliche, 
Netzbetreiber, Übertragungsnetzbetreiber, Software- bzw. IT-
Dienstleister, Druckdienstleister, Marketingdienstleister, Ener-
giedienstleister, Callcenter, Marktforschungsinstitute, Logistik- 
und Postdienstleister, Kreditinstitute und Zahlungsdienstleis-
ter, Wirtschaftsauskunfteien, Inkassounternehmen, Rechtsan-
wälte, Marktkommunikationspartner, Akten- und Datenträger-
entsorgungsunternehmen sowie anderen Berechtigten (z.B. 
Behörden oder Gerichte) bei Vorliegen einer entsprechenden 
gesetzlichen Verpflichtung oder Berechtigung. Innerhalb des 
Unternehmens SWLi erfolgt eine Weitergabe der Daten des 
Kunden nur an die Bereiche/Abteilungen der SWLi und deren 
Gesellschaften, die diese zur Erfüllung der vertraglichen und 
gesetzlichen Pflichten oder zur Erfüllung ihrer jeweiligen Auf-
gaben benötigen (z.B. Kundenbetreuung, Forderungsmanage-
ment, IT, Vertrieb und Marketing). 
14.6. Die SWLi verarbeitet personenbezogene Daten, die sie im 
Rahmen des Energielieferverhältnisses von Ihnen erhält. Die 
SWLi verarbeitet auch personenbezogene Daten, die sie aus öf-
fentlich zugänglichen Quellen, z. B. aus Grundbüchern, Han-
delsregistern, und dem Internet zulässigerweise gewinnen 
durfte. Außerdem verarbeitet die SWLi personenbezogene Da-
ten, die sie zulässigerweise von Unternehmen innerhalb ihres 
Konzerns oder von Dritten, z. B. Netzbetreibern, erhält. 
14.7. Eine Übermittlung der personenbezogenen Daten an 
oder in Drittländer oder an internationale Organisationen er-
folgt nicht. 
14.8. Personenbezogene Daten werden zu den unter Ziffer 
14.4 genannten Zwecken solange gespeichert, wie dies für die 
Erfüllung dieser Zwecke erforderlich ist. Bestehen gesetzliche 
Aufbewahrungspflichten, insbesondere aus dem Handels- und 
Steuerrecht (§§ 147 AO, 257 HGB), sind die SWLi verpflichtet, 
die Daten bis zum Ablauf dieser Fristen zu speichern. Zum Zwe-
cke der Direktwerbung werden Ihre personenbezogenen Da-
ten solange gespeichert, wie ein überwiegendes rechtliches In-
teresse der SWLi an der Verarbeitung nach Maßgabe der ein-
schlägigen rechtlichen Bestimmungen besteht, längstens je-
doch für eine Dauer von zwei Jahren über das Vertragsende 
hinaus oder bis Sie der Verarbeitung für Zwecke der Direktwer-
bung widersprechen oder eine hierfür erteilte Einwilligung wi-
derrufen. 
14.9. Sie haben gegenüber der SWLi insbesondere folgende 
Rechte hinsichtlich der Sie betreffenden personenbezogenen 
Daten: Rechte auf Auskunft über Ihre gespeicherten personen-
bezogenen Daten (Art. 15 DS-GVO); Recht auf Berichtigung der 
Daten, wenn sie fehlerhaft, veraltet oder sonst wie unrichtig 
sind (Art. 16 DS-GVO); Recht auf Löschung, wenn die Speiche-
rung unzulässig ist, der Zweck der Verarbeitung erfüllt und die 
Speicherung daher nicht mehr erforderlich ist oder Sie eine er-
teilte Einwilligung zur Verarbeitung bestimmter personenbezo-
gener Daten widerrufen haben (Art. 17 DS-GVO); Recht auf Ein-
schränkung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 Abs. 1 
DS-GVO genannten Voraussetzungen gegeben ist (Art. 18 DS-
GVO), Recht auf Übertragung der von Ihnen bereitgestellten, 
Sie betreffenden personenbezogenen Daten (Art. 20 DS-GVO), 
Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung, wobei der Wi-
derruf die Rechtmäßigkeit der bis dahin aufgrund der Einwilli-
gung erfolgten Verarbeitung nicht berührt (Art. 7 Abs. 3 DS-

http://www.sw-lindau.de/
http://www.sw-lindau.de/


ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN         
DER STADTWERKE LINDAU (B) GMBH & CO. KG (SWLi)  
für die Lieferung elektrischer Energie mit einem dynamischen Tarif 
 

Stadtwerke Lindau (B) GmbH & Co. KG – Auenstraße 12 – D-88131 Lindau (B) 
Telefon: +49 (0) 8382.704.704 – Fax: +49 (0) 8382.704.5263 – E-Mail: kundencenter@sw-lindau.de – www.sw-lindau.de   Stand: 18.02.20255 

GVO) und Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde 
(Art. 77 DS-GVO). 
14.10. Im Rahmen des Vertrages muss der Kunde diejenigen 
personenbezogenen Daten (vgl. Ziffer 14.3) bereitstellen, die 
für den Abschluss und die Durchführung des Energielieferver-
hältnisses und die Erfüllung der damit verbundenen vertragli-
chen Pflichten erforderlich sind. Dazu gehören der Natur der 
Sache nach auch Kontaktdaten von Mitarbeitern oder Dritten 
(z. B. Erfüllungsgehilfen oder Dienstleister), denen sich unser 
Kunde einvernehmlich mit diesen bedient. Ohne die erforder-
lichen Daten sowie gegenseitige persönliche Kommunikation 
mit den zuständigen Mitarbeitern – bzw. falls unser Kunde es 
wünscht, weiteren Dritten – kann das Energielieferverhältnis 
gegebenenfalls nicht abgeschlossen bzw. erfüllt werden. 
14.11. Zum Abschluss und zur Erfüllung des Vertrages findet 
keine automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Pro-
filing statt. 
14.12. Gilt nicht für Verbraucher: Die Vertragsparteien ver-
pflichten sich, die dem jeweils anderen Vertragspartner nach 
Art. 13 und/oder Art. 14 DS-GVO obliegenden Informations-
pflichten gegenüber den eigenen Mitarbeitern, Erfüllungsge-
hilfen und Dienstleistern (betroffene Personen) zu erfüllen, 
wenn im Rahmen der Vertragserfüllung, zur Durchführung vor-
vertraglicher Maßnahmen, zur Erfüllung einer rechtlichen Ver-
pflichtung oder zur Wahrung berechtigter Interessen perso-
nenbezogene Daten betroffener Personen von einem Vertrags-
partner an den jeweils anderen Vertragspartner weitergeben 
werden und/oder betroffene Personen auf Veranlassung des 
einen Vertragspartners den jeweils anderen Vertragspartner 
kontaktieren. Hierfür verwendet der Vertragspartner, der die 
personenbezogenen Daten weitergibt bzw. auf dessen Veran-
lassung die Kontaktaufnahme erfolgt, die ihm vom anderen 
Vertragspartner zur Verfügung gestellten Informationen. Die 
Informationen der SWLi zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten betroffener Personen finden sich in den vorangegange-
nen Ziffern 14.1 bis 14.11. sowie im nachfolgenden Wider-
spruchsrecht. Es obliegt ausschließlich dem zur Information 
verpflichteten Vertragspartner, dem anderen Vertragspartner 
den jeweils geltenden rechtlichen Anforderungen entspre-
chende Informationen zur Verfügung zu stellen und diese bei 
Bedarf auch während der Vertragslaufzeit zu aktualisieren. 

Widerspruchsrecht 
 

Sie können jederzeit der Verarbeitung Ihrer personenbezoge-
nen Daten für Zwecke der Direktwerbung gegenüber der SWLi 
ohne Angabe von Gründen widersprechen. Die SWLi wird die 
personenbezogenen Daten nach dem Eingang des Wider-
spruchs nicht mehr für die Zwecke der Direktwerbung verar-
beiten und die Daten löschen, wenn eine Verarbeitung nicht 
zu anderen Zwecken (beispielsweise zur Erfüllung des Ver-
tragsverhältnisses mit unseren Kunden) erforderlich ist. 
 
Auch anderen Verarbeitungen, die die SWLi auf die Wahrneh-
mung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse i. S. d. Art. 
6 Abs. 1 lit. e) DS-GVO liegt, oder auf ein berechtigtes Inte-
resse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO stützen, können Sie 
gegenüber der SWLi aus Gründen, die sich aus Ihrer besonde-
ren Situation ergeben, jederzeit unter Angabe dieser Gründe 
widersprechen. Die SWLi wird die personenbezogenen Daten 
im Falle eines begründeten Widerspruchs grundsätzlich nicht 
mehr für die betreffenden Zwecke verarbeiten und die Daten 
löschen, es sei denn, die SWLi kann zwingende Gründe für die 
Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, Rechte und 
Freiheiten überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Gel-
tendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsan-
sprüchen. 
 
Der Widerspruch ist zu richten an: Stadtwerke Lindau (B) 
GmbH & Co. KG, Auenstraße 12, 88131 Lindau (B), Fax: +49 
(0)8382 704-5263, kundencenter@sw-lindau.de. 
 
15. Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten / 
Lieferantenwechsel 
15.1. Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und  
-entgelten sind beim jeweils zuständigen Netzbetreiber erhält-
lich. 
15.2. Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgeltlich. 
Nach dem Wechsel ist die SWLi verpflichtet, dem neuen Liefe-
ranten den für ihn maßgeblichen Verbrauch des vergleichba-
ren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit die SWLi aus Grün-
den, die sie nicht zu vertreten hat, den Verbrauch nicht ermit-
teln kann, ist der geschätzte Verbrauch anzugeben. 
16. Streitbeilegungsverfahren 

16.1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbe-
treiber (Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von 
Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher), insbeson-
dere zum Vertragsabschluss und zur Qualität von Leistungen 
des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die den An-
schluss an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie  
oder die Messung der Energie betreffen, im Verfahren nach § 
111a EnWG innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang 
beim Unternehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwer-
den sind zu richten an: Stadtwerke Lindau GmbH & Co. KG, Au-
enstraße 12 in 88131 Lindau (B), Telefon +49 (0) 83 82.704.704, 
E-Mail: kundencenter@sw-lindau.de.  
15.2 Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach 
§ 111b EnWG sowie $4 Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur 
Durchführung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn 
das Unternehmen der Beschwerde nicht abgeholfen oder auf 
diese nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist geantwortet hat. § 
14 Abs. 5 VSBG bleibt unberührt. Das Unternehmen ist ver-
pflichtet, an dem Verfahren bei der Schlichtungsstelle teilzu-
nehmen. Die Einreichung einer Beschwerde bei der Schlich-
tungsstelle hemmt die gesetzliche Verjährung gemäß § 204 
Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte anzu-
rufen oder ein anderes Verfahren (z.B. nach dem EnWG) zu be-
antragen, bleibt unberührt.  
16.2. Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: 
Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 133, 10117 Ber-
lin, Telefon: 030/27 57 240–0, Telefax: 030/27 57 240–69,  
E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de, Homepage: 
www.schlichtungsstelle-energie.de. 
16.3. Allgemeine Informationen der Bundesnetzagentur zu 
Verbraucherrechten für den Bereich Elektrizität und Gas sind 
erhältlich über den Verbraucherservice Energie, Bundesnetza-
gentur, Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 030/22 480–500 
, Telefax: 030/22 480–323, E-Mail: verbraucherservice-ener-
gie@bnetza.de. 
16.4. Verbraucher haben die Möglichkeit, über die Online-
Streitbeilegungs-Plattform der Europäischen Union kostenlose 
Hilfestellung für die Einreichung einer Verbraucherbeschwerde 
zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-Dienstleistungsver-
trag sowie Informationen über die Verfahren an den Verbrau-
cherschlichtungsstellen der Europäischen Union zu erhalten. 
Die Online-Streitbeilegungs-Plattform kann unter folgendem 
Link aufgerufen werden: http://ec.europa.eu/consum-
ers/odr/. 
17. Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleis-
tungsgesetz 
Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung 
durch Endkunden wird bei der Bundesstelle für Energieeffizi-
enz eine Liste geführt, in der Energiedienstleister, Anbieter von 
Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen 
aufgeführt sind. Weiterführende Informationen zu der so ge-
nannten Anbieterliste und den Anbietern selbst erhalten sie 
unter www.bfee-online.de. Sie können sich zudem bei der 
Deutschen Energieagentur über das Thema Energieeffizienz 
umfassend informieren. Weitere Informationen erhalten Sie 
unter www.energieeffizienz-online.info. 
18. Kostenpauschalen 
Kosten bei Zahlungsverzug (Ziffer 5.2)  

- Mahnkosten pro Mahnschreiben 4,00 €* 
- Bearbeitungsentgelt für Rücklastschriften 

aus dem Zahlungsverkehr: Für jede nicht  
eingelöste Lastschrift werden verrechnet: 15,00 €* 

Unterbrechung und Wiederaufnahme der Versorgung 
(Ziffer 10.1.3) 

- Unterbrechung der Anschlussnutzung  50,00 €* 
- Wiederaufnahme der Anschlussnutzung 

-  während der üblichen Geschäftszeit 
  des Netzbetreibers  59,50 €** 

 - außerhalb der üblichen Geschäftszeit 
  des Netzbetreibers 112,46 €** 

Kosten für Abrechnungsdienstleistungen 
- Erstellung von Zwischenabrechnungen auf  

Kundewunsch inkl. Versand pro Rechnung  11,90 €** 
- Erstellung von Zwischenablesung auf  

Kundenwunsch pro Ablesung  5,95 €** 
Sonstige Kosten 

- Sperrauftragsgebühr  20,00 €* 
- Barinkasso vor Ort  20,00 €** 
- Kosten für erfolglose Anfahrt  20,00 €* 
- Bareinzahlung Kasse/Kundencenter  10,00 €* 
- Adressrecherche  20,00 €* 
- Kostenaufstellung/Saldenbestätigung  10,00 €* 

Umsatzsteuer: 

Die mit * gekennzeichneten Beträge unterliegen nicht der 
Umsatzsteuer. 
** inkl. der gesetzlich gültigen Umsatzsteuer (derzeit: 19 %) 
19. Gerichtsstand 
Der Gerichtsstand für Kaufleute im Sinne des Handelsgesetz-
buchs, juristische Personen des öffentlichen Rechts und öffent-
lich-rechtliche Sondervermögen ist ausschließlich Lindau. Das 
gleiche gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand 
im Inland hat. Diese Regelung gilt nur für Gewerbekunden. 
20. Schlussbestimmungen 
20.1. Die Regelungen dieses Vertrags sind abschließend. 
Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 
20.2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirk-
sam oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt der Ver-
trag im Übrigen wirksam. 
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